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RECHNUNGSWESEN

Im vergangenen Jahr dominierten die Flut von neuen
International Accounting Standards IAS und die
Stellungnahmen zum Vorentwurf für ein Rechnungs-
legungs- und Revisionsgesetz (RRG) die Diskussion
zur Rechnungslegung in der Schweiz. Zudem entwik-
kelte die Schweizer Börse ein neues Überwachungs-
konzept, und sie arbeitet zur Zeit an Sondervorschrif-
ten für die immer zahlreicheren Immobilien-Anlage-
gesellschaften.

Giorgio Behr

Rechnungslegung in der Schweiz
– wohin führt die Reise?

Das Rechnungslegungs- und Revisionsgesetz – eine ideale Ergänzung
zu den erfolgreichen FER

1. Reaktionen auf den Vor-
entwurf für ein RRG

Die von einer Expertengruppe unter
Beteiligung von Vertretern des Gewer-
beverbandes und der Industrie vorge-
schlagenen Lösungen sehen – ohne auf
die als bekannt vorausgesetzten Einzel-
heiten einzutreten – folgende Schwer-
punkte vor:

• Getreue Darstellung der wirtschaft-
lichen Lage einer Organisation mit
Blick auf die Entscheidungsbedürf-
nisse der Adressaten (RRG 8).

• Vorschriften gelten unabhängig von
der Rechtsform der Organisation
(RRG 2).

• Jahresrechnung umfasst neu auch
eine Geldflussrechnung (RRG 21).

• Bewertungsvorschriften auch zu ein-
zelnen Positionen, wobei leicht er-
mittelbare Markt- oder Nutzwerte
wie z.B. bei kotierten Wertschriften
oder Renditeimmobilien an Stelle
der historischen Werte treten (RRG
24 ff.).

• Markante Erleichterungen (weniger
tiefe Gliederung, Wegfall von Geld-
flussrechnung und Jahresbericht) für

kleine Organisationen, sofern es sich
nicht um Kapitalgesellschaften, also
Unternehmen in der Form von Akti-
engesellschaft oder GmbH handelt,
welche von einer Haftungsbeschrän-
kung profitieren.

• Vorschlag (als Variante) einer Be-
freiung der kleinen Kapitalgesell-
schaften von der Prüfungspflicht. Ob
ein Prüfungsbedürfnis besteht, soll
künftig der Markt entscheiden.

• Vermeiden von Nachteilen bei der
Steuerbemessung durch Zulassen
einer an Steuerrecht und Steuerpra-
xis orientierten Bewertung. Grosse
Unternehmen müssten im Anhang
die Höhe der steuerlich bedingten
Bewertungsreserven für die direkt in
der Bilanz auszuweisenden Positio-
nen angeben (RRG 34).

Die Kritik setzte an verschiedenen
Stellen an. Jene Vorwürfe, die von einer
zu starken Ausrichtung an den EG
Richtlinien sprechen, gehen fehl. In teil-
weiser Abweichung vom bundesrätli-
chen Auftrag wurde nämlich bewusst
nur bei der Gliederung (und auch dort
nicht unbedacht) näher an das Konzept
der EG Richtlinien gerückt. Das
strenge Publizitätskonzept der EU da-
gegen wurde abgelehnt; hier soll der
Markt spielen – die Fremdkapitalgeber
haben andere Möglichkeiten, um an
die Informationen heranzukommen.
Auch einige andere kritische Institute
des EU Rechtes, wie die Offenlegung
der Bezüge der leitenden Organe, wur-
den bewusst nicht übernommen, weil
kein Anlass dazu erkennbar ist.

Andere Kritiker stossen sich an einer
angeblich zu grossen Belastung für
kleine Organisationen. Eine differen-
zierte Betrachtung legt auch hier einen
anderen Schluss nahe. Mit der Ausrich-
tung auf betriebswirtschaftliche Werte
entfällt die Notwendigkeit von Schatten-
rechnungen für die eigenen Bedürfnisse
des Managements. Die als Möglichkeit
vorgeschlagene Aufhebung der Prüf-
pflicht ist für die kleinen Unternehmen,
welche keine Finanzschulden bei Ban-
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ken etc. haben, eine grosse Erleichte-
rung. Selbst die Treuhänder und Revi-
soren können daraus Vorteile ziehen,
weil sie damit bei kleinen Unterneh-
men nicht mehr permanent das Risiko
vor Augen haben, die Unabhängig-
keitsvorschriften durch Erbringen von
Beratungsleistungen im Bereich Rech-
nungswesen und Controlling zu verlet-
zen. Neue Bestätigungsformen im
Sinne der Abschlusserstellung nach
RRG oder einer kritischen Analyse
(sog. Review – im Gegensatz zum
Audit, der Revision) würden auch zu-
sätzliche Geschäftsfelder erschliessen.
Zudem sind im Vorentwurf zum RRG
markante, bereits einleitend erwähnte
Erleichterungen für die kleinen Unter-
nehmen vorgesehen.

Aus Kreisen der Industrie wurde be-
fürchtet, es könnten sich aus dem RRG
Widersprüche zu den IAS ergeben.
Zudem wurde moniert, der Einzelab-
schluss der Konzernmutter würde (bei
gleichzeitiger Vorlage einer Konzern-
rechnung) durch das RRG unnötig mit
überflüssigen Informationen oder An-
gaben mit wenig Aussagekraft beladen.
RRG 41 verweist aber u.a. für die Be-
standteile der Konzernrechnung auf
die Fachempfehlungen FER, die IAS
u.a.m. Und FER 1 Ziffer 4 sieht aus-
drücklich eine Vereinfachung bzw.
Verkürzung des Einzelabschlusses der
obersten Holding vor. Diese Sicht
wurde im Rahmen der Beratungen in
der Expertengruppe wiederholt be-
stätigt. Im Nachhinein ist zuzugeben,
dass dieser Gedanke im Vorentwurf
und der Begleitbotschaft nicht unmit-
telbar erwähnt wird. Doch dieses Er-
gebnis der Vernehmlassung kann ohne
weiteres in die Überarbeitung des Ge-
setzestextes einfliessen.

Schliesslich wurde die Machbarkeit
einer «Fair presentation» ohne Steuer-
nachteile angesichts des nach wie vor
geltenden Massgeblichkeitsgrundsat-
zes bezweifelt. Allerdings hatten schon
während der Arbeit der Experten-
gruppe namhafte Steuerexperten ange-
deutet, dass RRG 34 mit gewissen flan-
kierenden Massnahmen einen vernünf-
tigen Weg aufzeigt und möglicher-
weise auch eine weitgehende Trennung
von finanzieller Rechnungslegung
sowie Steuerbemessung keine allzu
grossen zusätzlichen Massnahmen be-

dingt. In der Zwischenzeit hat eine Ta-
gung von Steuerfachleuten gezeigt,
dass mit den beiden nachstehenden
Massnahmen das Konzept von RRG 34
realisiert und sogar die international
vermehrt anzutreffende weitgehende
Trennung von Steuerbemessung und
Rechnungslegung erreicht werden
kann:

• Aufhebung des Grundsatzes der um-
gekehrten Massgeblichkeit (diese
Massnahme würde die meisten Pro-
bleme lösen). Alle vom Steuerrecht
und der Steuerpraxis über die Be-
wertungsvorschriften im RRG hin-
aus gewährten Möglichkeiten müss-
ten künftig nicht mehr verbucht wer-
den, damit sie auch wirklich gegenü-
ber den Steuerbehörden geltend
gemacht werden können. Bei dieser
Lösung genügt beispielsweise eine
Wertberichtigung im Umfange des
Warendrittels in der Steuererklärung
(auch wenn sie in der «Handelsrecht-
lichen Bilanz» nicht vorgenommen
wird), ebenso ein zusätzlicher Abzug
für eine nur aus steuerrechtlicher
Optik beanspruchte Garantierück-
stellung von 2% des Umsatzes.

• Zusätzliche Klarstellungen auf Ge-
setzesebene (und nicht primär mit-
tels Kreisschreiben, um auch hier
eine bessere Abstützung der steuer-
rechtlichen Vorgaben zu erreichen).

Es bleibt nun abzuwarten, ob die
Schweiz mit einem RRG im Sinne des
Vorentwurfes eine moderne Grund-
lage nicht nur für Aktiengesellschaften
oder Gesellschaften mit beschränkter
Haftung, sondern auch für grosse Ver-
eine, beispielsweise im professionellen
Mannschaftssport, für grosse gemein-
nützige Organisationen und für die
vielen Unternehmen in Form von Ein-
zelfirmen bzw. Personengesellschaften
schaffen will. Die Fortbildung der
Rechnungslegung und die Reaktion auf
neue Herausforderungen würden – wie
in vielen wichtigen Ländern üblich – von
Rechnungslegungsgremien (sog. Stan-
dard setter z.B. der Fachkommission
Empfehlungen zur Rechnungslegung
FER oder dem International Accoun-
ting Standards Committee IASC) über-
nommen. RRG 36 Abs. 3 sieht aus-
drücklich einen Regulierungsvorbehalt
zugunsten des Bundesrates vor. Dieser
darf somit im Bedarfsfall anstelle oder

in Abweichung von der FER selber
Einzelregeln für die Rechnungslegung
erlassen. Mangels Reaktion des Ge-
setzgebers werden die IAS und die
FER einen immer grösseren Einfluss
ausüben, die FER beispielsweise über
Branchenregelungen die von Verbän-
den oder sogar Aufsichtsbehörden un-
terstützt werden. Gleichzeitig ergäbe
sich eine grosse Kluft zwischen dem un-
genügenden Minimalkonzept gemäss
OR 957 ff. (kaufmännische Buchfüh-
rung) und der Praxis breiter Teile der
Wirtschaft. Man kann sich auch fragen,
was der grosse Aufwand von Bundes-
ämtern im Zusammenhang mit Be-
wertungs- und Bilanzierungsfragen
beispielsweise im Zusammenhang mit
den zunehmenden Sacheinlage- oder
Sachübernahmegründungen von Sport-
Aktiengesellschaften überhaupt be-
zweckt, wenn nach der Gründung die
«Freiheit» weiterhin unbeschränkt ist.

2. Laufende Projekte der
Fachkommission Empfehlun-

gen zur Rechnungslegung
FER

Die Empfehlungen zu wichtigen Posi-
tionen der Jahresrechnung, die bereits
FER 9 Immaterielle Werte und FER 13
Darstellung der Leasinggeschäfte durch
Leasingnehmer umfasst, wurde in der
Zwischenzeit durch FER 18 Sachanla-
gen und FER 17 Vorräte ergänzt. Zu
beiden Fachempfehlungen wurden er-
läuternde Artikel im Treuhänder ver-
öffentlicht (vgl. Daniel Suter, Die Be-
handlung der Vorräte im Konzernab-
schluss nach FER 17, S. 270; François
Manach, FER 18 schafft Klarheit in der
Bewertung und Offenlegung von Sach-
anlagen, S. 273, beide in dieser Aus-
gabe). Neu werden folgende Projekte
bearbeitet:

• Eigenkapital: Die Analyse der Ver-
änderung des Eigenkapitals wird be-
reits in FER 2 Ziffer 9 als Teil des
Anhanges vorgegeben. Neue Ent-
löhnungsmodelle führen zu einem
Offenlegungsbedarf beispielsweise
im Zusammenhang mit Optionen
und der Nutzung des sog. Bedingten
Kapitals für Management- und Mit-
arbeiterbeteiligungsprogramme.
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• Rückstellungen: FER 7 Ziffer 2 f. ver-
langen zwar den getrennten Ausweis
von Rückstellungen (zumindest mit-
tels Angaben im Anhang) für Steuern,
Altersvorsorge und andere Zwecke.
Dagegen bestehen keine Empfeh-
lungen betreffend Zulässigkeit von
Aufwand- oder Restrukturierungs-
rückstellungen bzw. die damit abzu-
deckenden Entwicklungen (stehen
Rückstellungen in der Konzernrech-
nung beispielsweise für künftige Ver-
luste im Zusammenhang mit einer
Restrukturierung im Einklang mit
der Zielsetzung von FER 2 Ziffer 1).

Unterschiedlich weit sind die übrigen
Projekte gediehen (vgl. dazu auch Aus-
gabe 2000 S. 12 der Fachempfehlungen
FER):

• Entwurf FER 19 – Einzelabschluss
wird wohl noch in diesem Jahr in die
Vernehmlassung verabschiedet. 

• Entwurf FER 20 – Wertbeeinträchti-
gung hat zwar die Grundgedanken
des entsprechenden IAS übernom-
men, präsentiert aber ein sehr viel
einfacheres und übersichtliches Kon-
zept. Die Vernehmlassung ist für die
zweite Jahreshälfte geplant.

• Entwurf FER 21 – Rechnungslegung
für nicht gewinnstrebige Organisatio-
nen wird kaum vor Ende dieses Jah-
res vorliegen. 

• Entwurf FER 22 langfristige Ferti-
gung verlangt – so weit sachlich mög-
lich – für die Konzernrechnung die
Anwendung der Percentage of com-
pletion PoC Methode d.h. eine Ab-
grenzung von Gemeinkosten und
Gewinnanteilen entsprechend dem
Fertigungsgrad und mit Rücksicht
auf die noch anfallenden Kosten
sowie Risiken.

Die weiteren Aktivitäten können
zwei Bereichen zugeordnet werden:

• Die Terminologie ebenso wie einige
Einzelregeln müssen den neueren
Fachempfehlungen sowie den seit
ihrem  Erlass eingetretenen Ent-
wicklung angepasst werden. Ohne
Entscheidungen der FER vorweg
nehmen zu wollen, kann man Fragen
wie Ausschluss aus dem Konsolidie-
rungskreis (FER 2 Ziffer 24), Ein-
schränkung der Fondswahl bei der
Geldflussrechnung (FER 6 Ziffer 14)
oder einzelne Aspekte von FER 3
Grundlagen und Grundsätze ord-
nungsmässiger Rechnungslegung,
FER 5 Bewertungsrichtlinien für
die Konzernrechnung oder FER 8
Anhhang der Konzernrechnung an-
führen.

• Die Rechnungslegung wird – entge-
gen der Vorgabe in vielen Ländern
sowie im IASC – keine uneinge-

schränkte Vergleichbarkeit, vor allem
auch unabhängig von der Branchen-
zugehörigkeit ermöglichen. Dies und
andere Gründe führen zu einer er-
höhten Nachfrage nach Regeln für
bestimmte Branchen. Mit FER 14
Konzernrechnung von Versicherungs-
unternehmen sowie Entwurf FER 21
bestehen bereits solche Fachempfeh-
lungen. Für die Banken erübrigt sich
eine Regelung angesichts der detail-
lierten Gesetzgebung. Anders sieht
dies für Vorsorgeeinrichtungen aus
(Projekt wird neu von der FER be-
arbeitet). Möglicherweise wird sich
die FER auch an die Rechnungsle-
gung von Gemeinden wagen sowie
an die Berichterstattung von Werken
mit Leistungsaufträgen (Öffentliche
Betriebe, unabhängig von ihrer
Rechtsform).

3. Rechnungslegung von
Publikumsgesellschaften

Die Schweizer Börse hat in ihrem
Kotierungsreglement mit den FER
bzw. den IAS und vergleichbaren Re-
gelwerken einen hohen Mindeststan-
dard der Berichterstattung vorgege-
ben. Im Gegensatz zu früher wird sie
die FER nicht mehr einzeln prüfen,
bevor diese auch für Emittenten ver-
bindlich werden, welche eine Bericht-
erstattung im Sinne der FER gewählt
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haben. Anstelle der Normenkontrolle
beschränkt sich die Börse auf eine Ver-
fahrenskontrolle, in dem die beiden di-
rekt interessierten Bereiche der Börse
(Zulassungsstelle sowie die neue Auf-
sicht über die laufende Berichterstat-
tung der Emittenten) je mit einem Be-
obachter die Arbeiten der FER verfol-
gen. Die Vorgabe von Regeln für die
Information der Anleger ist aber un-
wirksam, wenn keine Kontrollen und
Sanktionen vorgesehen sind. Eine
erste Kontrolle obliegt den Revisoren.
Die Börse beschränkt sich – ähnlich wie
dies in London vorgesehen ist – auf
eine Vollständigkeitskontrolle bei der
Zwischen- sowie der Jahresberichter-
stattung. Aufgrund von Stichproben,
von Hinweisen seitens Dritter oder bei
bereits früher beanstandeten Unter-
nehmen wird die Rechnungslegung der
Emittenten überwacht. Die Schweizer
Börse hat damit seit kurzem mit der
Überwachungsstelle ein kostengünsti-
ges Aufsichtsmodell. Kritische Fragen
ebenso wie grundsätzliche Problem-
stellungen werden von der Überwa-
chungsstelle mit einer Expertengruppe
diskutiert. Diese kann Empfehlungen
an die für die Sanktionen zuständigen
Behörden der Börse richten. Die Ex-
pertengruppe umfasst je zwei Vertreter
der Emittenten und Wirtschaftsprüfer
sowie aus dem Kreis der FER einen
Repräsentanten kleinerer Publikums-
firmen, einen Finanzanalysten und den
Präsidenten der FER (der auch in
der Expertengruppe den Vorsitz hat).
Die ersten Fälle konzentrierten sich
auf eher offensichtliche Verletzungen
der Zwischen- oder der Konzernbe-
richterstattungspflicht an sich, in eini-
gen Fällen ging es auch um inhaltliche
Angaben oder potentiell irreführende
Informationen. Im Vordergrund steht
die rasche Weiterleitung der vervoll-
ständigten oder berichtigten Informa-
tion an die Anleger. Als Sanktionen
sind zwar auch Bussen etc. vorgesehen,
doch dürfte v.a. die Veröffentlichung
der für die Verfehlungen verantwortli-
chen Organe «unangenehm» und somit
als Sanktion durchaus wirksam sein.

Die ersten Erkenntnisse aus der
Tätigkeit von Überwachungsstelle und
Expertengruppe sind:

• Die Konsolidierungspflicht kann
nicht leichthin verneint werden. Der

Ausschluss von Tochtergesellschaf-
ten aus dem Konsolidierungskreis
unter dem Aspekt der fehlenden We-
sentlichkeit (FER 2 Ziffer 24 a.E.)  ist
jedenfalls dort nicht zulässig, wo sich
der Konzernerfolg dadurch um über
15% verändert. Und die Verände-
rung der Aussagekraft infolge Einbe-
zug einer Unternehmung mit sehr
stark von den anderen Konzernge-
sellschaften abweichender Tätigkeit
(FER 2 Ziffer 24 Satz 1) kann nur in
ganz wenigen Fällen angerufen wer-
den (Die Beibehaltung dieser Lö-
sung soll im Rahmen der FER in
nächster Zeit diskutiert werden).

• Unternehmen, deren Aktien (oder
andere Beteiligungstitel) kotiert
sind, haben auf jeden Fall einen Zwi-
schenbericht vorzulegen, selbst wenn
deren Titel eher selten gehandelt
werden. 

• Die Zuordnung von Transaktionen
zu Geschäftsfluss aus Geschäftstätig-
keit oder Finanzierungstätigkeit muss
sachlichen Gründen folgen. Die Ver-
änderung von Positionen des Netto-
umlaufvermögens gehört zwar zur
Darstellung des Geldflusses aus Ge-
schäftstätigkeit; doch ist vorweg zu
prüfen, ob die entsprechende Posi-
tion überhaupt richtig klassiert ist.  

4. Entwicklungen beim
International Accounting

Standards Committee IASC

Im Rahmen der sog. Core standards,
welche die Grundlage für die ange-
strebte Anerkennung einer Rech-
nungslegung nach IAS an den wichtig-
sten Kapitalmärkten, vor allem auch in
den USA, bilden, hat das IASC die Ar-
beiten für die Bewertung von Rendite-
liegenschaften (Investment properties)
abgeschlossen. Die entsprechenden
Anpassungen betreffen IAS 25 Ac-
counting for Investments. Immobilien
die (ausschliesslich oder überwiegend)
an Dritte vermietet und somit wie eine
Finanzanlage gehalten werden, um
damit Zinserträge sowie eine Wertstei-
gerung zu erzielen, sollen künftig nicht
mehr wie selber genutzte Sachanlagen
zu historischen Werten bilanziert und
über die geschätzte Nutzungsdauer ab-
geschrieben werden. Richtwert ist der

Barwert der künftigen Geldzuflüsse,
der Ertragswert oder ein anderer Refe-
renzwert, mit dem der Markt- oder
Nutzwert abgebildet werden kann. Die
Aufwertung über den bisherigen Wert
(auch über den Anschaffungswert) hin-
aus muss erfolgswirksam erfasst und in
der Erfolgsrechnung ausgewiesen wer-
den. Insbesondere ist damit eine er-
folgsneutrale Aufwertung direkt über
das Eigenkapital (Aufwertungs- oder
Neubewertungsreserve) nicht mehr zu-
gelassen. Weil mit entsprechend hohen
Unterhaltsaufwendungen in der Regel
versucht wird, die Vermietbarkeit zu
guten Konditionen und damit den bei-
gelegten Wert zu erhalten, braucht es
(über den ja auch den Gewinn schmä-
lernden Unterhaltsaufwand hinaus)
keinen Abschreibungsaufwand. Die
Werthaltigkeit solcher Liegenschaften
ist laufend zu überprüfen. Eine Kor-
rektur wegen Wertbeeinträchtigung
(Impairment) ist konsequenterweise
ebenfalls erfolgswirksam auszuweisen.
Die vielen Neukotierungen von Im-
mobilienanlagegesellschaften an der
Schweizer Börse (für dieses Segment
werden – wie schon für die Beteiligungs-
gesellschaften – eigene Regeln der Be-
richterstattung gelten) werden schon
bald das Interesse von Anlegern und
Wirtschaftsmedien auf diese Fragen
lenken.

In FER 18 Sachanlagen wird eine
entsprechende Option für die Bewer-
tung von Renditeobjekten eingeräumt.
FER 18 Ziffer 14 lässt sowohl die vom
Gesetz her vorgesehene Bewertung zu
historischen Werten verbunden mit pe-
riodischen Abschreibungen als auch
eine Bewertung zu aktuellen Werten
zu. Gemäss FER 18 Ziffer 13 darf die
Aufwertung aber nicht erfolgswirksam
ausgewiesen werden. Da E-64 Invest-
ment properties erst nach Verabschie-
dung von FER 18 geändert bzw. berei-
nigt und damit die erfolgswirksame
Aufwertung zementiert wurde, besteht
hier das Risiko eines Widerspruches
zwischen den FER sowie den IAS.
FER 18 wiederum ist erst auf Ab-
schlüsse für Geschäftsjahre anzuwen-
den, die am 1. Januar 2001 oder später
beginnen. Die FER kann somit dieses
Problem beispielsweise durch Schaf-
fung eines Wahlrechtes (erfolgswirk-
same bzw. erfolgsneutrale Erfassung
der Aufwertungen sowie kongruenter
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Ausweis von Korrekturen bei Beein-
trächtigung des Wertes) lösen.

Der Schwerpunkt der Tätigkeiten
des IASC liegt zur Zeit auf der Um-
strukturierung in ein professionelles
Gremium nach dem Vorbild des FASB.
Damit will man eine grössere Unab-
hängigkeit in der täglichen Arbeit von
den verschiedensten Interessengrup-
pen erreichen. Gleichzeitig strebt man
so eine höhere Effizienz der Arbeiten
des IASC an.

Und selbstverständlich schauen Un-
ternehmen, Wirtschaftsprüfer, Auf-
sichtsbehörden und Standardsetter ge-
spannt auf die USA, wo zur Zeit der
«due process» im Rahmen der breiten
Vernehmlassung zur Frage im Gange
ist, ob die SEC und damit die amerika-
nischen Börsen ebenfalls eine Bericht-
erstattung nach IAS akzeptieren sol-
len. Eine Prognose in dieser Frage
bleibt schwierig; gleichwohl sind viele
Zeichen erkennbar, welche auf eine
positive Grundhaltung in den USA
hinweisen.

5. Neue Entwicklungen
Die Hinwendung zu Marktwerten zeigt
sich nicht nur bei den Liegenschaften.
Generell geht der Trend in Richtung
von Nutzwerten aus der Sicht der Un-
ternehmung, beispielsweise von Bar-
werten künftiger Geldzuflüsse, von Er-
tragswerten etc. Mit den Standards über
die Bewertung von Finanzinstrumen-
ten wird diese Stossrichtung untermau-
ert. Allerdings ist nun vordringlich auf
eine einheitliche Regelung und Praxis
der Diskontierung hinzuarbeiten, bevor
zusätzliche Arbeitsfelder für die An-
wendung von Marktwerten geöffnet
werden.

Die Offenlegung bleibt ein wichtiges
Instrument der Rechnungslegung. Im
Zusammenhang mit den Beteiligungs-
programmen, vor allem mit Hilfe von
Optionen, werden in verschiedenen
Ländern die Informationspflichten ver-
stärkt werden. Stossend sind

• die oft sehr dürftigen Angaben über
die Zuteilungen und die Bestände
der Optionen für das Topmanage-
ment sowie

• die meist erfolgsneutrale Erfassung
bzw. die resultierende Verwässerung
zu Lasten der anderen Aktionäre bei
Optionsmodellen.

In der Schweiz stand man lange Zeit
der Kapitalanteilsmethode (Equity Me-
thode) für die Bewertung von nicht
konsolidierten Beteiligungen (meist
gilt die Vermutung für eine solche Be-
teiligung ab einem Anteil von 20 %)
skeptisch gegenüber. Durchaus ein-
leuchtend ist zwar der Einbezug des
vollen Gewinnanteils in der Erfolgs-
rechnung (statt nur z.B. der erhaltenen
Dividende) und der Wertveränderung
durch beispielsweise laufende Ge-
winne (Erhöhung des Beteiligungswer-
tes in der Bilanz). Allerdings wird mit
diesem Bewertungskonzept die freie
Transferierbarkeit unterstellt. Diese

Prämisse gilt wohl in den wenigsten
Fällen. Ein Mehrheitsaktionär wird
dies nicht ohne weiteres zulassen. Und
eine Realisation des Mehrwertes über
den Verkauf orientiert sich in den sel-
tensten Fällen an der Substanz, d.h.
dem Wert der Nettoaktiven. Handelt es
sich um eine Beteiligung an einer Pu-
blikumsfirma, ist zusätzlich der Ein-
fluss einer raschen Veräusserung auf
den Kurs zu beachten. Selbst wenn man
die Nettosubstanz als Wert akzeptiert,
ist dessen Ermittlung nicht unproble-
matisch. Mit Sicherheit werden die
Rechnungslegungsgrundsätze der Be-
teiligung nicht mit jener der bilanzie-
renden Aktionärin übereinstimmen.
Selbst wenn es um die gleichen Kon-
zepte geht, beispielsweise um IAS oder
US GAAP, besteht ein recht grosser
Ermessensspielraum für die Wahl von
Parametern wie Nutzungsdauer oder
Kostenelemente bei Waren. Insgesamt
wirft die Darstellung der wirtschaftli-
chen Lage mit Hilfe der Kapitalanteils-
methode doch viele Fragen auf. Daher
wären zusätzliche Informationen im

Anhang wie (wo möglich) der Börsen-
wert der Beteiligung, die für vergleich-
bare Anteile bezahlten Preise oder der
Verweis auf andere Bewertungspara-
meter und den entsprechenden Ge-
samtwert (beispielsweise Basiswerte je
Abonnenten bei Telekommunikations-
unternehmen) wertvoll. Es bleibt abzu-
warten, welches Ergebnis die Diskus-
sion der bekanntgewordenen Vor-
schläge zeitigt. Jedenfalls ist das Thema
für die Beurteilung jener Unterneh-
men von grosser Bedeutung, welche
ihre Unternehmensstrategie mit erheb-
lichen Investitionen durch Übernahme
von Minderheitsbeteiligungen umset-
zen, wie bespielsweise der Bereich
Flugverkehr der SAir Group.

Die Rechnungslegung hat immer
wieder sehr interessante Themen im

Umfeld der Berichterstattung von Un-
ternehmen, der Informationsbeschaf-
fung auch für interne Zwecke und auch
besondere Vorgänge in Publikumsfir-
men aufgegriffen. Die ganze Cashflow
Orientierung wurde wesentlich durch
die Rechnungslegung geprägt. Auch
der Aspekt der Corporate Governance,
der tatsächlichen Machtverhältnisse
sowie der entsprechenden Kontrollen
in Unternehmen wurde beispielsweise
in der Schweiz erstmals intensiv im
Rahmen des 2. Executive Forum der
Universität St. Gallen 1995 diskutiert
(vgl. auch die Publikationen in Schwei-
zer Treuhänder 12/1995, S. 1017 - 1063).
Gleiches gilt für die Problematik der
Beteiligungsmodelle mit Hilfe von Opti-
onen. Berater im Umfeld der Kapital-
märkte haben diese Themen immer
wieder mit Erfolg besetzt und damit
der Auseinandersetzung im Rahmen
der Rechnungslegung entrissen. Dies
mag im Einzelfall wertvoll und hilf-
reich sein. Letztlich ergeben sich aber
konkrete Auswirkungen für Unterneh-
men und Investoren nur aus Massnah-

«Die grosse Herausforderung im internationalen
Bereich ist sicher die Durchsetzung der IAS als

Grundlage für die Berichterstattung in allen
wichtigen Kapitalmärkten.»



L’établissement des comptes annuels en
Suisse – où nous mène cette aventure?

mais au contraire aussi pour les grandes
associations, pour les imposantes orga-
nisations d’utilité publique et pour les
nombreuses entreprises existant sous
forme d’entreprises individuelles et/ou
de sociétés de personnes. Le perfection-
nement de l’établissement des comptes
annuels et la réaction aux nouveaux dé-
fis ont été repris – comme c’est la cou-
tume dans plusieurs pays importants –
d’organes spécialisés dans l’établisse-
ment des comptes (citons le Standard
setter, la Commission pour les recom-
mandations relatives à la présentation
des comptes RPC ou l’International
Accouting Standards Committee IASC).

L’article 36 al. 3 LECCA prévoit ex-
pressément une réserve du pouvoir ré-
glementaire du Conseil fédéral. En cas
de besoin ou en dérogation aux RPC,
ce dernier peut édicter lui-même des

Durant l’année écoulée, deux éléments
ont dominé la discussion en Suisse au
sujet de l’établissement des comptes:
d’un côté, le flux des nouveaux Interna-
tional Accounting Standards IAS et de
l’autre, les nombreuses prises de posi-
tion sur l’avant-projet pour une loi sur
l’établissement et le contrôle des comp-
tes annuels (LECCA). En outre, la
Bourse suisse a développé un nouveau
concept de surveillance. Actuellement,
elle travaille également à des prescrip-
tions particulières destinées aux so-
ciétés de placements immobiliers de
plus en plus pléthoriques.

Il ne reste maintenant plus qu’à at-
tendre pour savoir si la Suisse, avec une
LECCA dans le sens de l’avant-projet,
veut créer une base moderne, non
seulement pour les sociétés anonymes
ou les sociétés à responsabilité limitée,

règles individuelles pour l’établisse-
ment des comptes. En l’absence de
réactions du législateur, les IAS et les
RPC exerceront une influence de plus
en plus grande.

Le grand défi au niveau international
est certainement l’imposition des IAS
comme base pour le mode d’informa-
tion sur les principaux marchés de ca-
pitaux (concept de l’International Or-
ganisation of Securities Commissions
IOSCO et de l’IASC). Il est donc im-
portant, parallèlement à ces processus,
de poursuivre aussi l’établissement des
comptes en Suisse, mais de manière fa-
cilement maniable et surtout de façon
aisée. Les RPC constituent pour ce faire
un instrument approprié et jusqu’ici
performant et une loi dans le sens de
l’avant-projet de LECCA serait un
complément idéal. GB/JPM
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men wie Offenlegung, Änderung oder
Anpassung der Bewertung oder neue
Bestandteile der Jahresrechnung. Somit
ist es wichtig, dass die Probleme auch
zeitgerecht von den Standardsettern
aufgegriffen und – wo nötig bzw. sinn-
voll – einer Regelung zugeführt werden.

Die starke Ausrichtung der finanziel-
len Berichterstattung auf betriebswirt-
schaftliche und Marktwerte einerseits
und die zunehmenden Konzernver-
flechtungen andererseits begünstigen
einen weiteren Trend: Die «externen»
Zahlen sind aussagekräftig geworden
nicht nur für Investoren, sondern auch
als Informationsbasis für interne
Zwecke. Der Aufbau von parallelen
betrieblichen Datenstämmen ist kom-
plex und teuer. Sicher werden Kosten-
rechnungen für Produktionseinheiten
nicht verschwinden. Aber als Basis für
das Controlling sind die Daten der fi-
nanziellen Berichterstattung zusam-
men mit zusätzlichen Informationen
rasch greif- und vor allem brauchbar.

Somit ist eine zunehmende Konvergenz
der beiden Systeme Financial und Ma-
nagement Accounting vorgegeben.

Die grosse Herausforderung im in-
ternationalen Bereich ist sicher die
Durchsetzung der IAS als Grundlage
für die Berichterstattung in allen wich-
tigen Kapitalmärkten (Konzept der In-
ternational Organisation of Securities
Commissions IOSCO und des IASC).
Die USA haben ihre interne Vernehm-
lassung zu dieser Frage gestartet, der
Kapitalmarkt und andere interessierte
Kreise werden nun ihre Antwort geben
müssen. Doch damit wäre nur ein Zwi-
schenhalt erreicht. Die vielen Projekte
der G 4 + 1, letztlich ein «Arbeitszirkel»
der wichtigsten englisch-sprachigen
Länder, deuten ebenso wie die neue
Verfassung des IASC darauf hin, dass
die Konvergenz zwischen den IAS und
den US GAAP vorgezeichnet ist. Der
Erlass von Regeln ist aber untrennbar
mit einer effizienten, vor allem auch ef-
fektiven Aufsicht und dem Vollzug von

allfälligen Sanktionen verbunden. Die
Vereinigten Staaten haben in diesen
Fragen eine grosse Tradition und mäch-
tige Instrumente wie die Securities and
Exchange Commission SEC. Es wäre
daher eine Illusion zu glauben, der –
hoffentlich erfolgreiche – Abschluss des
Comparability Projektes von IOSCO
und IASC bringe nun die «Erlösung»
für kapitalsuchende europäische Un-
ternehmen. Vielmehr wird damit die
amerikanische Dominanz zementiert.
Dies braucht – zumindest aus der Sicht
der Investoren – kein Nachteil zu sein.
Die Unternehmen haben aber damit
wohl viel weniger gewonnen als heute
viele glauben oder erhoffen. Daher ist
es wichtig, parallel zu diesen Prozessen
auch die Rechnungslegung auf griffige,
aber doch nicht zu komplizierte und
komplexe Art und Weise in der
Schweiz weiterzubilden. Die FER sind
ein taugliches und bisher erfolgreiches
Instrument dazu, ein Gesetz im Sinne
des Vorentwurfes RRG wäre eine
ideale Ergänzung.


